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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Josef  Philip  Winkler,  Volker  Beck  (Köln),
 Monika Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 16/924 –

 Abschiebungen auf dem Luftweg im Jahre 2005

 1.  Wie  viele  Abschiebungen  auf  dem  Luftweg  wurden  2005  von  deutschen
 Flughäfen  aus  durchgeführt  (bitte  nach  Flughäfen  und  Zielländern  auf-
 schlüsseln)?

 Im  Jahr  2005  wurden  insgesamt  16  865  Abschiebungen  auf  dem  Luftwege  voll-
 zogen.  Die  Aufschlüsselung  der  Abschiebungen  nach  Zielländern  kann  der  bei-
 gefügten Anlage 1 entnommen werden.

 2.  In  welche  Länder  wurden  wie  viele  Personen  in  Charterflügen  abgeschoben
 (bitte  nach  Fluggesellschaften,  Startflughäfen  und  Zielländern  aufschlüs-
 seln)?

 Belastbare  statistische  Anschreibungen  über  Personen,  die  mit  Charterflügen
 abgeschoben  wurden,  werden  nicht  geführt.  Eine  Aufschlüsselung  nach  Flug-
 gesellschaften, Startflughäfen und Zielländern ist somit nicht möglich.

 3.  Wie  viele  Personen  wurden  im  Jahre  2005  im  Zuge  von  sog.  Sammel-
 abschiebungen  der  EU  entweder  direkt  in  ihr  Herkunftsland  bzw.  über  Flug-
 häfen anderer Mitgliedstaaten in ihr Herkunftsland abgeschoben?

 Belastbare  statistische  Anschreibungen  darüber,  wie  viele  Personen  im  Jahr
 2005  im  Zuge  von  „Sammelabschiebungen  der  EU“  entweder  direkt  in  ihr  Her-
 kunftsland  bzw.  über  Flughäfen  anderer  Mitgliedstaaten  in  ihr  Herkunftsland  ab-
 geschoben wurden, werden nicht geführt.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  24.  März  2006
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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4.  Wie viele dieser Abschiebungen erfolgten

 a)  unbegleitet,

 10  657 Abschiebungen erfolgten unbegleitet.

 b)  in Begleitung von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei,

 c)  in  Begleitung  von  Beamtinnen  und  Beamten  der  Länderpolizeien  oder
 anderer Länderbehörden,

 3  660  Abschiebungen  erfolgten  in  Begleitung  der  Bundespolizei/Länderpoli-
 zeien/Länderbehörden.  Getrennte  Anschreibungen  über  begleitete  Abschiebun-
 gen  durch  die  Bundespolizei,  die  Länderpolizeien  oder  andere  Länderbehörden
 werden durch die Bundespolizei nicht geführt.

 d)  in  Begleitung  von  Vollzugsbeamtinnen  und  -beamten  anderer  Mit-
 gliedstaaten,

 Für  den  Vollzug  von  Abschiebungen  aus  Deutschland  werden  grundsätzlich
 keine  Begleitkräfte  anderer  Mitgliedstaaten  eingesetzt.  Statistische  Anschrei-
 bungen werden deshalb durch die Bundespolizei nicht geführt.

 e)  in  Begleitung  von  Sicherheitskräften  der  Zielstaaten  (bitte  nach  Ziel-
 staaten aufschlüsseln),

 216  Abschiebungen  wurden  in  Begleitung  von  Sicherheitskräften  des  Zielstaa-
 tes in die Demokratische Volksrepublik Algerien vollzogen.

 993  Abschiebungen  wurden  in  Begleitung  von  Sicherheitskräften  der  Zielstaa-
 ten nach Serbien/Montenegro vollzogen.

 f)  in  Begleitung  von  Sicherheitskräften  der  Luftverkehrsgesellschaften
 (bitte nach Fluggesellschaften aufschlüsseln)?

 Bei  1  284  Abschiebungen  erfolgte  die  Begleitung  zur  Gewährleistung  der
 Sicherheit  und  Ordnung  des  Luftverkehrs  durch  Sicherheitskräfte  folgender
 Luftverkehrsgesellschaften:  Adria  Airways,  Aeroflot,  Albanian  Airlines,  Ariana
 Afghan  Airlines,  Bulgaria  Airlines,  Macedonian  Airlines,  Middle  East  Airlines,
 Pakistan  International  Airlines,  Tarom,  Transaero  und  Ukraine  International
 Airlines.

 5.  In  wie  vielen  Fällen  konnten  Abschiebungen  im  Jahre  2005  –  aufgrund  von
 Widerstandshandlungen  der/des  Betroffenen  –  nur  durch  die  Anwendung
 körperlicher Gewalt bzw. Fesselung

 a)  durch Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei,

 b)  durch  Beamtinnen  und  Beamte  der  Länderpolizeien  oder  anderer  Län-
 derbehörden,

 Im  Jahr  2005  kam  es  bei  Abschiebungen  von  Ausländern  auf  dem  Luftweg
 1  983  Mal  zum  Einsatz  von  Hilfsmitteln  der  körperlichen  Gewalt  (Einsatz  von
 Fesselungsmitteln).

 Statistische  Übersichten  bezüglich  der  Anwendung  (einfacher)  körperlicher
 Gewalt  werden  seitens  der  Bundespolizei  nicht  geführt.  Entsprechende  Angaben
 zu  Zwangsanwendungen  durch  die  Länder  liegen  der  Bundesregierung  nicht
 vor.
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c)  durch Beamtinnen und Beamte anderer Mitgliedstaaten,

 Siehe Antwort zu Frage 4 Buchstabe d.

 d)  durch Sicherheitskräfte der Zielstaaten,

 e)  durch Sicherheitskräfte der Luftverkehrsgesellschaften

 durchgesetzt werden (bitte aufschlüsseln)?

 Der  Einsatz  von  körperlicher  Gewalt  bzw.  der  Einsatz  von  Hilfsmitteln  der  kör-
 perlichen  Gewalt  durch  Sicherheitskräfte  der  Zielstaaten  oder  durch  Sicherheits-
 kräfte der Luftverkehrsgesellschaften wird nicht erhoben.

 6.  Wie  viele  Abschiebungsversuche  mussten  im  Jahre  2005  aufgrund  von
 Widerstandshandlungen  der/des  Betroffenen  abgebrochen  werden  (bitte
 nach Datum und Flughafen aufschlüsseln)?

 Im  Jahr  2005  scheiterten  im  Bereich  der  Bundespolizei  auf  deutschen  Flughäfen
 wegen  aktiven  und  passiven  Widerstandshandlungen  298  Rückführungen  (Ab-
 schiebungen  und  Zurückschiebungen).  Die  Aufschlüsselung  nach  Anzahl  und
 Flughäfen kann der beigefügten Anlage 2 entnommen werden.

 7.  Wie  viele  Abschiebungen  auf  dem  Luftweg  mussten  im  Jahre  2005  wegen
 medizinischer  Bedenken  abgebrochen  werden  (bitte  nach  Datum  und  Flug-
 hafen und den medizinischen Gründen aufschlüsseln)?

 Aus  medizinischen  Gründen  scheiterten  94  Rückführungen  (Abschiebungen
 und  Zurückschiebungen)  im  Bereich  der  Bundespolizei  auf  deutschen  Flughäfen
 im Jahr 2005.

 Statistische  Anschreibungen  über  (einzelne)  medizinische  Gründe  werden  durch
 die  Bundespolizei  nicht  geführt.  Die  Aufschlüsselung  nach  Flughäfen  kann  der
 beigefügten Anlage 2 entnommen werden.

 8.  a)  Hält  die  Bundesregierung  im  Hinblick  auf  die  ärztliche  Untersuchung
 zur  Abklärung  von  Vollzugshindernissen  insbesondere  von  Feststellun-
 gen  zur  (Flug-)Reisetauglichkeit  bei  Rückführungen  ausreisepflichtiger
 Ausländerinnen  und  Ausländer  eine  entsprechende  „gesetzliche  Rege-
 lung“  für  „erforderlich“,  so  wie  dies  die  Innenministerkonferenz  (IMK)
 auf ihrer Tagung am 15. Mai 2003 empfohlen hatte?

 Eine  entsprechende  gesetzliche  Regelung  wurde  bereits  im  Rahmen  der  Einfüh-
 rung des Zuwanderungsgesetzes im §  82 Abs.  4 AufenthG geschaffen.

 b)  Welche  Vorschläge  hat  das  Bundesministerium  des  Innern  –  entspre-
 chend  der  diesbezüglichen  Aufforderung  durch  die  IMK  –  hierzu  vor-
 gelegt?

 Siehe Antwort zu Frage 8 Buchstabe a.
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9.  a)  Sind  der  Bundesregierung  die  Empfehlungen  der  unabhängigen  Kom-
 mission  des  Diakonischen  Werkes  in  Hessen  und  Nassau  bezüglich  der
 „Abschiebung  kranker  Flüchtlinge  und  ethischer  Verantwortung“  vom
 Juni  2005  bekannt,  demzufolge  die  Abschiebung  schwer  traumatisierter
 Flüchtlinge  „weder  ethisch,  medizinisch  noch  rechtlich  zu  verantworten
 [sei],  wenn  hierdurch  eine  erhebliche  Verschlechterung  ihrer  gesund-
 heitlichen Situation droht“?

 Ja.

 b)  Wenn  ja,  wie  stellt  sich  die  Bundesregierung  –  im  Hinblick  auf  ihren
 Verantwortungsbereich  (also  beim  Einsatz  von  Beamtinnen  und  Be-
 amten  der  Bundespolizei  bei  der  Durchsetzung  aufenthaltsbeendender
 Maßnahmen)  –  zu  den  Vorschlägen  der  unabhängigen  Kommission  des
 Diakonischen Werkes,

 ●  dass  „die  Menschenwürde  (…)  Maxime  im  Umgang  mit  traumati-
 sierten  Flüchtlingen  bleiben  muss  [und]  Traumafolgeerkrankungen
 wie  PTBS  und  die  ernsthafte  Gefahr  des  Suizids  als  Abschiebungs-
 hindernisse  anzuerkennen  sind,  unabhängig  davon,  wann  sie  diag-
 nostiziert werden“;

 ●  dass  „die  Anerkennung  von  traumatischen  Erkrankungen  als  Ab-
 schiebehindernis  nicht  davon  abhängen  darf,  ob  sich  eine  Person
 bereits in Behandlung befindet“;

 ●  dass  „eine  ärztliche  Untersuchung  vor  der  Abschiebung  bei  Auftre-
 ten  neuer,  im  bisherigen  Verfahren  nicht  gewürdigter,  Krankheitszu-
 stände geboten ist“;

 ●  dass  „eine  fachliche  Qualifikation  des  Arztes  dem  Fachgebiet  des
 begutachteten Leidens entsprechen muss“ und

 ●  dass  „eine  Liste  qualifizierter  Gutachter  in  Absprache  mit  der  jewei-
 ligen Landesärztekammer erstellt werden sollte“

 (bitte einzeln beantworten)?

 Nach  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG  soll  von  der  Abschiebung  eines  Ausländers
 in  einen  anderen  Staat  abgesehen  werden,  wenn  dort  für  diesen  Ausländer  eine
 erhebliche  konkrete  Gefahr  für  Leib,  Leben  oder  Freiheit  besteht.  Die  Prüfung,
 ob  die  Voraussetzungen  dieser  Vorschrift  vorliegen,  erfolgt  in  jedem  Einzelfall
 vor  der  Abschiebung  durch  die  Ausländerbehörden  der  Länder  oder  –  wenn  ein
 Asylverfahren  durchgeführt  wird  –  durch  das  Bundesamt  für  Migration  und
 Flüchtlinge,  nicht  aber  durch  die  Bundespolizei.  Die  Bundesregierung  sieht  da-
 her  keine  Notwendigkeit,  sich  zu  den  Vorschlägen  im  Einzelnen  zu  äußern.  Sie
 weist  jedoch  darauf  hin,  dass  das  Bundesamt  für  Migration  und  Flüchtlinge  sich
 nach  einer  detaillierten  internen  Anweisung  zu  krankheitsbedingten  Abschie-
 bungsverboten  richtet,  die  eine  sachgerechte  Entscheidung  im  Einzelfall  ge-
 währleistet.

 10.  Hält  die  Bundesregierung  die  Inhalte  des  Erlasses  für  empfehlenswert,  den
 die  damalige  rot-grüne  Landesregierung  in  Nordrhein-Westfalen  am
 16.  Dezember  2004  herausgegeben  hat  und  der  die  nordrhein-westfäli-
 schen  Ausländerbehörden  dazu  verpflichtet,  den  –  im  Benehmen  mit  der
 Bundesärztekammer  erstellten  –  Informations-  und  Kriterienkatalog  „Me-
 dizinische  Begutachtung  bei  der  Rückführung  von  Ausländerinnen  und
 Ausländern“  anzuwenden;  und  wenn  ja,  ist  sie  bereit  in  ihrem  Verantwor-
 tungsbereich entsprechend zu verfahren?

 Erlasse  einzelner  Landesministerien  an  den  dortigen  Geschäftsbereich  werden
 von der Bundesregierung grundsätzlich nicht kommentiert.
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11.  Sofern  die  Bundesregierung  den  Empfehlungen  der  unabhängigen  Kom-
 mission  des  Diakonischen  Werkes  bzw.  dem  Anliegen  des  NRW-Erlasses
 zustimmt,  welche  Schritte  gedenkt  sie  zu  unternehmen,  dass  sich  dem
 auch die Behörden der übrigen Bundesländer anschließen?

 Siehe Antwort zu Frage 10.

 12.  Wie  viele  Abschiebungsversuche  mussten  im  Jahre  2005  abgebrochen
 werden,  weil  sich  die  Fluggesellschaft  oder  der  Flugzeugführer  weigerten,
 die  Personen,  die  zur  Abschiebung  anstanden,  zu  transportieren  (bitte  nach
 Datum, Flughafen und der jeweiligen Fluggesellschaft aufschlüsseln)?

 Aufgrund  von  Bedenken  der  Luftverkehrsgesellschaften  oder  der  Piloten  schei-
 terten  auf  deutschen  Flughäfen  95  Rückführungen  im  Bereich  der  Bundespolizei
 (Abschiebungen  und  Zurückschiebungen).  Die  Aufschlüsselung  nach  den  Flug-
 häfen kann der beigefügten Anlage 2 entnommen werden.
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Anlage 1
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Anlage 2
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